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1 Altlasten – Herausforde -
rungen der Gegenwart

Die Stadt Ludwigshafen ist aufgrund ihrer
Entwicklungsgeschichte als Industriestand -
ort am Rhein im besonderen Maße von der
Altlastenproblematik betroffen. So gibt es
hier eine mehr als 100-jährige Tradition der
chemischen Großindustrie wie auch im
unter geordneten Maße der Metall verarbei-
tenden Industrie.
Aufgrund der Fabrikproduktionen wurden
vor allem seit Ende des 19. Jahrhunderts
mit einem ständig steigenden Mengenanteil
unterschiedlichste Abfallarten abgelagert.
Als Hauptproblem wird insbesondere die da -
malige Ablagerung spezifischer Produk -
tions rück stände der Chemieindustrie einge-
stuft. Zudem stellen auch die Abfälle aus
der Metallindustrie, bei denen es sich über-
wiegend um Altsande aus Gießereien han-
delt, eine Belastung der Böden dar. Die
Abfälle aus Chemie- und Metallindustrie
wurden bis in die 1970er-Jahre hinein zum
größten Teil ungeordnet abgelagert. Das
heißt, es wurden beispielsweise ehemalige
Sand- und Kiesgruben oder auch das eigene
Betriebsgelände damit verfüllt. Als Beispiel
sei hier das ehemalige Metro-Gelände in
Maudach oder die Halberger Hütte am
Rhein ufer-Süd genannt. Da es zur damali-
gen Zeit keine Gesetzgebung und Vor schrif -
ten zum Bodenschutz gab, wurden die Gru -
ben auch nicht – wie es heute Pflicht wäre –
abgedichtet.
Siedlungsabfall ist eine zweite Quelle für die
Entstehung von Altablagerungen in unserer
Stadt. Bis zum Beginn der Abfallverbren nung

im Müllheizkraftwerk im Jahre 1967 wurden
die Haushaltsabfälle zum Teil ungeordnet
auf so genannten Gemeindemüllplätzen be -
zie hungsweise in allen geeignet er schei nen -
den Geländehohlformen deponiert. Darüber
hinaus wurden in der Nachkriegszeit Bom -
ben trichter mit Abfällen aus Haushalt, In -
dus trie und Gewerbe aufgefüllt.
Neben diesen so genannten Altablage run -
gen gibt es in Ludwigshafen auch eine große
Anzahl potenzieller Altstandorte.

Auf stillgelegten Betriebsflächen führte der
früher bedenkenlose Umgang mit umwelt-
gefährdenden Stoffen und gewerblichen
Produktionsanlagen zu Schadensfällen und
Verunreinigungen von Boden und Wasser.
Kriegseinwirkungen beeinträchtigten zudem
den Untergrund. Bei zerstörten Produk ti -
ons anlagen der Chemieindustrie gelangen
oftmals wassergefährdende Stoffe in den
Boden.
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Durch Kriegseinwirkung zerstörte
Industrieanlage in Ludwigshafen



2 Erhebung altlastverdächtiger
Flächen

Durch Stoffeinträge in Boden, Grundwasser
und Oberflächengewässer können von Alt -
lasten akute Gefährdungen für die Schutz -
güter Mensch, Boden und Grundwasser
aus gehen. Handlungsziel ist deshalb, alle
kontaminierten Standorte zu sanieren.
Grund lage für die Altlastenbearbeitung auf
kommunaler Ebene ist die eindeutige Loka -
li sierung und Dokumentation aller bekann-
ten altlastverdächtigen Flächen. In Lud -
wigs hafen wurden Verdachtsflächen in
mehreren Schritten systematisch und flä-
chendeckend erfasst: Die Müllabladeplätze,
die seit 1856 im Stadtgebiet betrieben wur-
den, konnten erstmals im Jahr 1972 kartiert
werden. 1986 wurde im Auftrag des Landes
das Abfalldeponiekataster Rheinland-Pfalz
erstellt: Dabei wurden im Stadtgebiet Lud -
wigs hafen 189 Altablagerungen erfasst. Im
Rahmen eines Pilotprojektes führte die
Stadt Ludwigshafen von 1994 bis 1997 eine
vom Land Rheinland-Pfalz geförderte flä-
chendeckende Ersterhebung potenziell alt-

lastenrelevanter Flächen durch. Diese um -
fasste unter anderem die Auswertung von
historischen Luftbildern, Karten und Akten
(MTKLA: Multitemporale Karten-, Luftbild-
und Aktenauswertung). Beispielsweise ist in
der hier dargestellten Luftbildaufnahme
vom 23. August 1996 die Ablagerung der Rot -
schlammhalde in Ludwigshafen-Süd deut lich
zu erkennen und abzugrenzen. 
Die gewonnenen Daten wurden in ein EDV-
basiertes Verdachtsflächenkataster einge-
pflegt. Das Programm basiert auf einem
geographischen Informationssystem (GIS)
und wurde vom Umweltinstitut Offenbach
entwickelt. Es umfasst sowohl potenzielle
Altablagerungen und Altstandorte, für die
ein konkreter Altlastverdacht gegeben ist,
als auch Flächen, für die lediglich Hinweise
auf einen möglichen Altlastverdacht beste-
hen.
Folgende Abbildung gibt einen Überblick über
die Anzahl der im Stadtgebiet Lud wigs hafen
erfassten Verdachtsflächen, Stand 2013.
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Luftbildaufnahme der Rotschlammhalde vom
März 1996

Altlastverdächtige Flächen im Stadtgebiet
Ludwigshafen



Nach einer ersten Fortschreibung im Jahr
2001 und Ende 2008 wird das Kataster seit
2009 im täglichen Ablauf weitergeführt.
Dies wird durch eine Neu-Konzeptionierung
der Geo- und Sachdatenverwaltung auf
Basis eines browserbasierten GIS und einer
Oracle-Datenhaltungskomponente möglich.
Die Fachdaten des Bereichs Umwelt, so
auch das Verdachtsflächenkataster, werden
nun im Ludwigshafener UMweltInformati -
ons System (LUMIS) erfasst und aktualisiert.
Dabei stellt das Verdachtsflächenkataster
ein bedeutendes Instrument dar, um die
vielschichtigen Informationen über die zahl-
reichen Verdachtsflächen verwalten und
bewerten zu können. Die Verknüpfung von
raum bezogenen, graphischen Daten mit
den in einer Datenbank geführten Sach da -
ten gestattet eine flurstücksgenaue Abfrage
der Detailinformationen zu einer bestimm-
ten altlastverdächtigen Fläche. Es ist somit
schnell zu erkennen, auf welchen Grund -
stücken besondere Vorsicht bei Umnutzung
oder Neubebauung geboten ist.

2.1 Erstbewertung des
Gefährdungspotenzials

Die altlastverdächtigen Flächen wurden ge -
mäß den Vorgaben des Landes Rheinland-
Pfalz hinsichtlich ihrer Altlastenrelevanz
bewertet – soweit es die vorliegenden In for -
ma tionen gestatten. Dabei werden den
Verdachtsflächen Prioritäten von null bis
fünf zugeordnet. Null steht für keine und
fünf für die höchste Altlastenrelevanz.
Für die Bewertung einer Altlastverdachts -
fläche spielt nicht nur das Gefährdungs po -
ten zial der abgelagerten Abfälle be zie -
hungs weise der Betriebsbranche eine Rolle,
sondern auch die Sensibilität der aktuellen
Nutzung: Ein ehemaliges Tankstellenge län -
de, auf dem sich heute ein Kinder spiel platz
befindet, erhält beispielsweise eine höhere
Priorität als ein ehemaliges Tank stel len -
gelände, das auch heute noch gewerblich
ge nutzt wird. Folgende Abbildung zeigt die
Ver teilung der Altlastenrelevanz erfass ter
Be triebsflächen in Ludwigshafen.
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Verdachtsflächenkataster aus 
LUMIS-Karte – Bildschirmansicht

Verdachtsflächenkataster aus 
LUMIS-Datenbank – Bildschirmansicht



2.2 Auskunft über altlastverdächtige
Flächen

Nach dem Umweltinformationsgesetz hat
grund sätzlich jeder Anspruch auf freien Zu -
gang zu Informationen über die Umwelt. Da
es sich bei der Auskunft aus dem Ver -
dachts flächenkataster um personenbezo-
gene Daten handelt, dürfen diese Infor ma -
tio nen aus datenschutzrechtlichen Gründen
jedoch nur an die jeweilige Grundstücks -
eigen tümerin beziehungsweise den jeweili-
gen Grundstückseigentümer oder an bevoll-
mächtigte Dritte gegeben werden. In diesem
Zusammenhang ist außerdem zu beachten,
dass es sich lediglich um einen Alt las ten -
verdacht handelt, der in den meisten Fällen
nicht durch entsprechende Bodenunter su -
chun gen überprüft wurde. Somit würde eine
Veröffentlichung der Daten zu einer ge ge be -
nen falls nicht gerechtfertigten Benachteili -
gung der Grundstückseigentümerin bezie-
hungsweise des Grundstückseigentümers
füh ren. Sofern Kaufinteressierte oder Bau -
wil lige ein Grundstück auf Altlastverdacht
prüfen lassen möchten, erteilt der Bereich
Umwelt der Grundstückseigentümerin be -
zie hungsweise dem Grund stücks ei gen tümer

oder bevollmächtigten Dritten – gegen Vor -
lage der Vollmacht beziehungsweise des
Eigentumsnachweises – gerne Auskunft.
Hier für wird eine geringe Verwaltungs ge -
bühr erhoben.

Ein entsprechendes Infoblatt zum Thema
Altlasten und ein Antragsformular zur Aus -
kunft aus dem Altlastenverdachtsflächen -
kataster der Stadt Ludwigshafen kann über
die Internetseite der Stadtverwaltung Lud -
wigs hafen – www.ludwigshafen.de – abge-
rufen werden.

3 Gesetzliche Regelungen
und Definitionen

Der Boden stellt eine begrenzte und nicht
vermehrbare Ressource dar. Alle Maß nah -
men müssen deshalb darauf gerichtet sein,
die ökologischen Bodenfunktionen und die
Nutzbarkeit des Bodens auch für künftige
Generationen sicherzustellen.
Das Bundes-Bodenschutzgesetz, welches
am 1. März 1999 in Kraft getreten ist, will
diesem Anspruch mit der Verpflichtung zur
Sanierung von Böden und zur Vorsorge
durch Erhaltung der natürlichen Boden -
funk tionen gerecht werden.
Entsprechende gesetzliche und unter ge -
setz liche Regelwerke, wie die Bundes-Bo -
den schutz- und Altlastenverordnung, sind
seitdem hinzu gekommen. Aufgrund des
Bundes-Bodenschutzgesetzes ist rechtlich
festgelegt, dass durch das Verhalten eines
Jeden keine schädlichen Bodenverun rei ni -
gungen hervorgerufen werden dürfen.
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Altlastenrelevanz der Betriebsflächen 
(0 keine, 5 höchste Altlastenrelevanz)



Zudem sollen im Rahmen des vorsorgenden
Bodenschutzes für eigene Grundstücke ent-
sprechende Maßnahmen ergriffen werden,
um drohende schädliche Bodenverände -
rungen abzuwehren.

Es gibt gesetzliche Vorsorgepflichten und
Pflichten zur Sanierung des Bodens. Die
Regelungen betreffen in der Hauptsache
den Umgang mit Altlasten. Für die zuständi-
gen Behörden besteht damit die Mög lich -
keit, die vorrangigen Interessen der All ge -
mein heit in diesem Bereich zu verfolgen
und umzusetzen. Nach Bundes-Boden -
schutz gesetz sind Altlasten entweder Altab -
lage rungen oder Altstandorte, durch die
schädliche Bodenveränderungen oder son-
stige Gefahren hervorgerufen werden. Zu
den Altablagerungen zählen stillgelegte Ab -
fall beseitigungsanlagen (Deponien) sowie
Grund stücke, auf denen in der Ver gan gen -
heit Abfälle behandelt, gelagert oder abge-
lagert worden sind. Bei Altstandorten han-
delt es sich um Grundstücke stillgelegter
An lagen sowie Grundstücke, auf denen mit
umweltgefährdenden Stoffen umgegangen
wurde. Ob eine Bodenveränderung schädlich
ist, wird anhand von Prüf- und Maßnahme -
werten beurteilt. Diese sind in der Bundes-
Bodenschutz- und Altlastenverordnung und
der Landesliste Rheinland-Pfalz festgelegt.
Das Erreichen von Prüfwerten führt dabei
zu einer Untersuchungspflicht des Bodens,
die Überschreitung von Maßnahmewerten
zur konkreten Sanierungspflicht. Am 3.
August 2005 trat das Landesboden schutz -
gesetz (LBodSchG) Rheinland-Pfalz in Kraft,

das die landesrechtlichen Ergänzungen zum
bestehenden Bundes-Bodenschutzgesetz
be inhaltet. Nach diesem Gesetz ist die
obere Bodenschutzbehörde (SGD Süd) er -
mäch tigt, Bodenbelastungsgebiete – das
heißt Gebiete, in denen flächenhaft schädli-
che Bodenveränderungen auftreten – und
Bodenschutzgebiete – das heißt Gebiete mit
schutzwürdigen Böden – festzusetzen. Für
das Stadtgebiet Ludwigshafen wurden bis-
her keine Bodenbelastungs- oder Boden -
schutz gebiete ausgewiesen. Außerdem wird
im LBodSchG die Einrichtung eines Boden in -
formationssystems Rheinland-Pfalz (BIS RP)
festgesetzt. Es umfasst das Fachmodul Bo -
den schutzkataster, das der Erfassung und
Be wertung von bodenschutzrelevanten
Flächen dient. Dieses Kataster wird unter
der Federführung des Landesamtes für
Um welt, Wasserwirtschaft und Gewerbe -
auf sicht aufgebaut und seit 2008 landesweit
eingesetzt.

4 Zuständigkeiten
Nach dem Landesbodenschutzgesetz Rhein -
land-Pfalz (LBodSchG) sind für Altlasten
und altlastverdächtige Flächen die Struk -
tur- und Genehmigungsdirektionen (SGD)
zuständig. Die für Ludwigshafen zuständige
Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd
hat ihren Sitz in Neustadt an der Wein -
straße. Die bodenschutzrechtliche Zustän -
dig keit für Grundstücke, auf denen durch
aktuelle Ereignisse schädliche Boden ver än -
de rungen entstanden sind, liegt bei der
Unteren Wasserbehörde, Bereich Umwelt,
der Stadtverwaltung Ludwigshafen.
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5 Prüfung auf Altlastverdacht
Der Bereich Umwelt wird bei Bau leit pla nun -
gen, Baugenehmigungsverfahren, internem
Grundstücksverkehr wie auch im Rahmen
städtischer Baumaßnahmen eingebunden.
Laut Paragraf 1 Absatz 6 Baugesetzbuch ist
es Aufgabe, gesunde Wohn- und Arbeits ver -
hält nisse sowie die Sicherheit der Wohn- und
Arbeitsbevölkerung zu bewahren und zu ge -
währleisten.

Bei folgenden Verfahren und Vorhaben wird
der jeweilige Standort hinsichtlich einer
möglichen Altlastensituation geprüft. Die
genannten Maßnahmen werden stadtintern
koordiniert:
a) Eigentumswechsel von städtischen Grund -

stücken durch An- oder Verkauf
b) Verlegung von Leitungen und Kanälen im

Boden, beispielsweise Gas, Wasser, Ab -
wasser und Strom 

c) Errichtung von Leitungsmasten, Schalt -
schränken und Trassen für die Straßen -
bahnen

d) städtische Straßenbaumaßnahmen

e) Baumpflanzungen, Neuanlage und Um -
ge staltung von Grünflächen und Spiel -
plätzen

f) Bebauungspläne, Vorhaben- und Er -
schlie ßungspläne

g) öffentliche und private Bauvorhaben

Folgende Abbildung zeigt Anzahl der städti-
schen Verfahren a) bis g) im Bereich Altlasten
in den Jahren 2005 bis 2013.

Im Durchschnitt werden jedes Jahr bei rund
370 Verfahren die betroffenen Grundstücke
aufgrund von Hinweisen aus dem Altlast ver -
dachts flächenkataster eingehender auf Alt -
last verdacht geprüft. Dabei liegt bei circa 75
Ver fahren ein Verdacht auf Altlasten vor. Das
heißt, es müssen in Abhängigkeit von der zu -
künftigen Nutzung weitere Maß nah men er -
grif fen werden (zum Beispiel umwelttechni-
sche Untersuchungen), um eine Be wer tung
und Gefahreneinschätzung vornehmen zu
können.
Die Prüfung der privaten und öffentlichen
Bau vorhaben auf Altlastenrelevanz sieht die
Lan desbauordnung Rheinland-Pfalz – vor
al lem im Hinblick auf die Wahrung der öf -
fent lichen Sicherheit und Ordnung – vor.
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Städtische Baumaßnahme – zuvor überprüft
der Bereich Umwelt, ob für die Fläche ein
Altlastverdacht vorliegt

Bearbeitete Verfahren im Bereich Altlasten
2005 bis 2013
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Bei der Bestätigung eines Verdachts auf Alt -
lasten müssen die Bauherren beispiels-
weise weitere Untersuchungen durchführen
oder die Erdarbeiten durch einen Fach gut -
achter überwachen lassen. Die entspre-
chenden Maßnahmen sind mit der Struktur-
und Genehmigungsdirektion Süd abzustim-
men und werden als Auflagen in die Bau ge -
neh migung aufgenommen.

6 Altlastenuntersuchung und
-sanierung

Besteht für ein Grundstück Altlastverdacht,
so sind Untersuchungen erforderlich, um
eine Bewertung des Gefährdungspotenzials
zu ermöglichen.
Die Vorgehensweise bei der Altlastenbear bei -
tung und -bewertung erfolgt nach den Vor -
gaben des Bundes-Bodenschutz ge set zes und
der dazu ergangenen Bundes-Boden schutz-
und Altlastenverordnung. Die Ver fah rens -
weise wird in der Abbildung auf der nebenste-
henden Seite schematisch dargestellt. Sie hat
sich bei der Erkundung und Gefähr dungs ab -
schätzung von Verdachtsflächen be währt und
wird in Rheinland-Pfalz durch landesrechtli-
che Re ge lungen und Merk blätter ergänzt.

Im Stadtgebiet Ludwigshafen wurden be reits
über 200 altlastverdächtige Flächen orien tie -
rend erkundet. Für 31 Altlasten flä chen liegen
Sanierungspläne vor. 96 der ins gesamt 189
re gistrierten Altablage run gen wurden histo-
risch und/oder technisch durch Unter su -
chun gen erkundet. Bezogen auf die Anzahl
der erhobenen Altablagerungen sind dies 50
Prozent.

7 Ausgewählte
Sanierungsprojekte

Exemplarisch werden fünf Altlastsanie -
rungs projekte in Ludwigshafen vorgestellt,
die von dem Bereich Umwelt in Abstimmung
mit der SGD Süd durchgeführt werden be -
zie hungsweise durchgeführt worden sind.

7.1 Altlastensanierungsprojekt:
Ehemaliges Metrogelände

Das ehemalige Metrogelände liegt im Süd -
wes ten der Stadt Ludwigshafen, im Stadtteil
Gar tenstadt. Es ist im Norden und Westen
durch die Maudacher- und Meckenheimer
Stra ße sowie im Süden und Osten durch die
Dhauner-Straße und Von-Kieffer-Straße
begrenzt.
Das vollversiegelte, rund 4,5 Hektar große
Ge lände der ehemaligen Sand- und Kies -
grube an der Maudacher Straße wurde in
den 1950er- und 1960er-Jahren als De po nie -
stand ort zur Ablagerung von Abfällen der
che mi schen Industrie genutzt. Im Jahre
1972 wurde das Gelände bebaut und dort bis
1999 das Einkaufszentrum der Metro AG
betrieben. Im Jahre 2000 wurde das Ein -
kaufs zentrum ausgelagert und die ur -
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Altlastengutachten nach Untersuchungsstufe



sprünglich vorhandenen Gebäude bis zur
Ge ländeoberkante rückgebaut.

Altlastensituation
Die historische Recherche der Altakten so wie
eine multitemporale Karten- und Luft bild -
aus wertung ergaben, dass das Gelände ab
circa 1940 bis circa 1953 als Sand- und Kies -
grube genutzt wurde. Von 1954 bis in die
1960er Jahre hinein wurde das Gelände mit
ge werblichen und industriellen Produktions -
ab fällen verfüllt und anschließend mit
Schlacke sand, Bauschutt und Erdaushub ab -
gedeckt. Die durchschnittliche Auffül lungs -
mächtigkeit beträgt circa 4 Meter, der Grund -
wasserflurabstand ist mit 7,5 Metern angege-
ben. Das gesamte Auffüllungs volu men wird
mit circa 195.000 Kubikmetern an gegeben,
wobei die Hälfte Industrieabfälle ver mischt
mit Bodenaushub ausmacht (siehe Tabelle).

Ab 2001 wurde das mittlerweile im Besitz
der Stadt Ludwigshafen befindliche Gelände

flächendeckend erkundet. Bis 2003 wurden
zahlreiche Boden- und Grundwasserunter -
suchungen durchgeführt, die eine Beein -
trächtigung des Untergrundes und lokal des
Grundwassers durch organische und anor-
ganische Schadstoffe nachgewiesen haben.
Da das Trinkwasser in größeren Tiefen ge -
wonnen wird, ist seine Qualität hiervon je -
doch nicht beeinträchtigt. Seit 2002 läuft ein
Grundwassermonitoringprogramm an be -
ste henden und neu errichteten Mess stel len
zur Sicherstellung der Grund- und Trink -
was serqualität. Insgesamt wurden über 70
Rammkernsondierungen und 16 Bag ger -
schürfe durchgeführt. Darüber hinaus wur-
den Emissions- und Immissionsmessungen
vorgenommen.

Mit den Ergebnissen der Untersuchungen
konnten aussagekräftige Daten über das
Gelände und die Auffüllung gewonnen wer-
den, die als Grundlage der Sanierungs pla -
nung dienten.
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Die Zusammensetzung der Abfälle wird wie folgt kalkuliert:

Industrieabfälle vermischt mit Bodenaushub 100.000 m3

Auffüllmassen Profilierung Sand 30.000 m3

Sohlräumung im Rahmen der Freimessung 13.500 m3

Bodenaushub Randbereiche 13.000 m3

Schotter Unterbau Parkplätze 9.800 m3

Gießereiabfälle 7.000 m3

Straßenaufbruch Parkplatzflächen 6.500 m3

Aushub im Tiefpunkt Grundwasser 6.000 m3

Fundamente 4.000 m3

Chlororganische Abfälle (HCH) 3.000 m3

Kalkschlamm 2.000 m3

Summe circa 195.000 m3

Zusammensetzung der Abfälle auf dem ehemaligen Metrogelände



Stand der Sanierungsmaßnahmen
Ursprüngliches Sanierungsziel war die
kom plette Beseitigung der abgelagerten
Ab fälle und eine spätere Nutzung als Wohn -
ge biet. In den Jahren 2007 bis 2009 wurden
Tech nikumsversuche durchgeführt, die je -
doch ergaben, dass die Schätzkosten einer
Totalsanierung zwischen 30 und über 100
Mil lionen Euro liegen. Eine daraufhin sich
anschließende Variantenstudie ergab, dass
die Errichtung einer Oberflächenabdichtung
mit circa 4,9 Millionen Euro die günstigste
Alternative zur Totalsanierung darstellt.
Durch diese Maßnahme wird zukünftig ver-
hindert, dass ein Eintrag von Schadstoffen
ins Grundwasser durch Niederschlag statt-

finden kann. Die Sanierungsmaßnahme
wird begleitet durch ein intensives Grund -
was sermonitoringprogramm. An insgesamt
15 Grundwassermessstellen, welche rund
um das Gelände angeordnet sind, wird zwei-
mal pro Jahr die Grundwasserqualität über-
wacht. Zusätzlich werden die Grundwasser -
stände alle zwei Monate gemessen.

Die Planung der Sanierungsmaßnahme
wurde Mitte 2013 abgeschlossen. An schlie -
ßend erfolgte die öffentliche Ausschreibung
und Vergabe der Sanierungsarbeiten. Die
Ar beiten vor Ort begannen im Oktober 2013.
Bis Ende 2013 wurde zunächst ein 4.700
Qua dratmeter großer Parkplatz fertig ge -
stellt. Aufgrund günstiger Witterungs ver -
hältnisse wurde seit Februar 2014 ab -
schnittsweise die Profilierungsschicht ein-
gebaut. Darauf aufbauend folgen eine Aus -
gleichs- und Tragschicht, eine Auflager -
schicht und eine Kunststoffdichtungsbahn
(KDB). Über der KDB wird eine Dränage -
schicht und als Abschluss eine Rekulti vie -
rungsschicht aus unbelastetem Oberboden
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Schurf mit erkennbarer weißer HCH-Ablagerung

Neu errichteter Parkplatz



gebaut. Insge samt wurden circa 120.000
Kubikmeter Erd reich zur Herstellung der
Oberflächenab dichtung verwendet.

Ausblick
Die Bauleistungen wurden Ende 2014 abge-
schlossen. Als Ergebnis wird eine profilierte
und eingezäunte Grünfläche erstellt. Die
Be grünung mit Bäumen und Sträuchern
wird danach im Herbst 2015 durchgeführt.

7.2 Altlastensanierungsprojekt:
Halberger Hütte

Das etwa sieben Hektar große Gelände der
ehemaligen Halberger Hütte im Stadtteil Süd
war von der Bezirksregierung Rhein hessen-
Pfalz als Altlast eingestuft worden. Hier be -
fand sich bis 1988 der Gieße rei be trieb Hal -
berger Hütte. Im Zuge der Um struk turierung
des Rheinufers Süd wurde vorgesehen, die-
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sen Altstandort nach einem Flächenrecycling
einer neuen Nutzung zu zu führen. In der
ersten Phase wurden die Be triebsgebäude
der ehemaligen Gießerei durch einen selekti-
ven Rückbau bis zur Ober kante des Geländes
entfernt. Dieser erste Schritt begann Ende
des Jahres 1992 und dauerte bis Anfang
1995. Anschließend wurde der Untergrund
des Geländes durch verschiedene Unter su -
chungen im Detail erkundet. 

Altlastensituation
Die Altlastensituation war durch großflächi-
ge Altablagerungen sowie lokal begrenzte,
nut zungsspezifische Bodenverunreinigun gen
bestimmt. Bei den Altablagerungen handelte
es sich um eine bis zu fünf Meter mächtige
Auf füllung mit schwermetallhaltigen Gieße -
rei alt sanden, die sich nahezu über das
gesamte ehemalige Betriebsgelände er -
streck te. In Einzelfällen konnten über neun
Meter mächtige Ablagerungen festgestellt
werden. Hinzu kamen Schlämme aus der
Abluftreinigungsanlage, welche in eine
Mulde im westlichen Teil des Geländes
gefüllt wurden. Sie enthielten polyzyklische
aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK). Bei
den nutzungsspezifischen Verunreinigungen
handelte es sich um Teilbereiche, welche
infolge von Leckagen sowie unsachgemäßem
Umgang oder auch unsachgemäßer Lage -
rung von umweltgefährdenden Betriebs -
stof fen verunreinigt wurden.

Sanierungsmaßnahme
Ziel der Altlastensanierung war es, über ein
altlastenfreies Grundstück am Rheinufer

Süd zu verfügen, bei dem eine Wohnbe bau -
ung ohne Nutzungseinschränkung möglich
ist. Zu diesem Zweck wurde in Abstimmung
mit den Fach- und Genehmigungsbehörden
ein Sanierungsplan für die Altlast im
Untergrund ausgearbeitet.
Das Sanierungskonzept sah eine Komplett -
sanierung vor, das heißt eine Beseitigung
sämtlicher umweltrelevanter Stoffe und
Materialien auf dem Gelände. Diese beinhal-
tete im Wesentlichen den Aushub der
schwermetallhaltigen Gießereisande und der
mit PAK verunreinigten Schlämme aus der
Abluftreinigung bis zum anstehenden, natür-
lichen Boden sowie die Entfernung der nut-
zungsspezifischen Bodenverunreini gun gen.
Für den Aushub der im Grund was ser be reich
liegenden Gießereisande und Schläm me
musste zuerst das Grundwasser um rund
2,40 Meter abgesenkt werden. Dafür wurden
insgesamt sieben Absenkbrunnen er richtet
und circa 121.400 Kubikmeter Wasser abge-
pumpt. Das dem Untergrund ent nommene
Wasser wurde in den Rhein ein geleitet. Die
Qualität des eingeleiteten Wassers wurde
durch regelmäßige Analysen überwacht. Die
Altlastensanierungsmaß nahme auf dem
Gelände der ehemaligen Halberger Hütte ist
die bislang umfangreichste Flächen recyc -
ling maßnahme im Stadtgebiet Ludwigs -
hafen. Beim oberirdischen Rückbau der ehe-
maligen Gießerei wurde auf dem sieben
Hektar großen Grundstück eine 263.000
Kubi kmeter umfassende Gebäudesubstanz
bis zur Geländeoberkante beseitigt.
Durch die Aufbereitung wiederverwertbarer
Materialien konnten 15.000 Tonnen Ziegel -
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mau erwerk, Beton und Bimsbeton sowie
8.000 Tonnen Stahlschrott in den Pro duk -
tions kreislauf zurückgeführt werden. Damit
konnten 94 Prozent der gesamten Ge bäu de -
substanz und 99 Prozent der Stahl schrott -
massen recycelt werden. Anschließend
wurden 341.243 Tonnen Gießereisande aus-
gehoben und auf der Deponie Nonnenwühl
der Stadt Speyer entsorgt. Circa 2.600 Ton -
nen Abluftschlämme wurden zur Sonder ab -
fall deponie Gerolsheim verbracht sowie
52.000 Tonnen Fundamente vor Ort recycelt
und als Straßenunterbaumaterial wieder -
ver wendet.
Um die Altlastenfreiheit des Geländes nach
Be endigung der Sanierungsmaßnahme nach -
zuweisen, wurde ein Beprobungs pro gramm
fest gelegt. Es sollte der Sanie rungs zielwert
2 er reicht werden, der in Rheinland-Pfalz
für Wohnnutzung gültig ist. Nach der abge -
schlos senen Sanierung konnte der Alt -
standort Halberger Hütte als nicht altlast-
verdächtige, sanierte Altlast eingestuft wer-
den.

Zeitplan und Kosten
Die Sanierungsarbeiten wurden im April
1998 sowie in dem Zeitraum Dezember 1998
bis August 2000 durchgeführt. Allein die
Rückbaukosten der Gießereigebäude lagen
bei 3,3 Millionen Euro. Die Gesamtmaß nah -
me kostete insgesamt rund 8,9 Millionen
Euro. Dabei hat das Land Rheinland-Pfalz
das Flächenrecyclingprojekt mit 2,3 Mil li -
onen Euro gefördert. Seit der Bebauung des
Geländes im Jahr 2006 entstand ein attrak-
tives Wohngebiet mit Stadtvillen, Büro- und
Geschäftshäusern. Großflächige Grünan la -
gen direkt am Rhein bieten der Stadt be völ -
ke rung zusätzlichen Raum für Erholung und
Freizeitaktivitäten.
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Sanierungsmaßnahme auf dem Gelände der
ehemaligen Halberger Hütte am Rheinufer Süd

Bebauung des Geländes (2014)

Bodenschutz durch Innenentwicklung
und Flächenrecycling: 60 Hektar
Innenent wicklungsfläche recycelt
Bereits im Flächennutzungsplan 1999 ist
als Planungsleitlinie die Innenentwicklung
formuliert worden, als Beitrag zum spar-
samen Umgang mit Grund und Boden.



7.3 Altlastensanierungsprojekt:
Ofenhallendamm

Im Bereich des Industrieparks Süd, auf der
heutigen städtischen Fläche des Ofen hal -
len damms stand bis Anfang der 1990er-
Jahre die ehemalige circa 900 Meter lange
Alcan-Hütte, die der Herstellung von Alu mi -
nium diente und 1987 stillgelegt wurde. Das
Sanierungsgebiet liegt im Stadtteil Rhein -
gönheim und ist im Norden durch das sich
an schließende Gelände der Verkehrs be trie be
Ludwigshafen begrenzt. Im Osten befindet
sich das Werksgelände der BK Giulini GmbH
mit der Rotschlammhalde. Die westliche
Be grenzung ist durch landwirtschaftliche
und kleingärtnerische Nutzung gekenn-
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Hier durch soll die Inanspruchnahme von
Flächen im Außenbereich reduziert und
da mit Boden geschützt werden. Der Er läu -
te rungsbericht zum Flächennut zungs plan
1999 legt auf Seite 110 dar, dass die Innen -
entwicklung beispielsweise durch die Nut -
zung von Baulücken, Aufstockungen oder
Dachausbau sowie Wiederbebauung ehe-
maliger Gewerbegrundstücke realisiert
werden soll.
Seither wurde der Innenentwicklung im
Sinne einer Wiedernutzbarmachung anthro -
pogen beanspruchter Flächen ein großes
Gewicht bei der Projektentwicklung und
Umsetzung eingeräumt. Dass diese Auf -
gabe durchaus erfolgreich betrieben wird,
wird deutlich, wenn man sich vor Augen
hält, dass 60 Hektar anthropogene Sied -
lungsflächen bearbeitet und für Neu nut -
zun gen wieder verfügbar gemacht werden
konnten. Erfasst sind hierbei Bau grund -
stücke, die eine Mindestgröße von rund 0,5
Hektar besitzen, bereits einer Folge nut -
zung zugeführt wurden oder für die mittels
verbindlicher Bauleitplanung Baurecht ge -
schaffen wurde und die somit für eine bau-
liche Folgenutzung bereit stehen. Nicht be -
rücksichtigt sind hierbei die Nutzung von
Baulücken, Aufstockungen, Dachaus bau -
ten und Modernisierungs maß nahmen.
Diese über 60 Hektar Siedlungsfläche
umfassen sowohl brach gefallene Flächen,
die ursprünglich als Freiflächen intensiv
genutzt wurden als auch brach gefallene
Flächen die ursprünglich bereits baulich
genutzt wurden. Von den 60 Hektar Innen -
entwicklungsflächen waren über 55 Hektar
ursprünglich bereits baulich genutzt, wäh-
rend nur gut 5 Hektar der recycelten
Flächen lediglich unbedeutend baulich
genutzt waren aber als Freiflächenbrachen
auf eine Folgenutzung warteten. Bei den
Fol genutzungen handelt es sich überwie-
gend um Wohnnutzungen. Aber auch Ge -
werbe und Dienstleistung, Einzelhandel,
Bildungs- und soziale Nutzungen wurden
auf recycelten Flächen etabliert.

Innenentwicklung in allen Stadtteilen
Das Thema Innenentwicklung und Flä chen -
recycling war und ist in allen Stadtteilen
ein Thema, wenngleich in unterschied-
licher Ausprägung und unterschiedlichem
Umfang. So zum Beispiel:
• in der neuen Mitte Pfingstweide Wohnen,

medizinische Dienstleistungen und Nah -
versorgung

• in Edigheim Wohnen
• in Oppau Nahversorgung
• in Friesenheim Nahversorgung und

Wohnen
• in Nord-Hemshof Wohnen
• in West Gewerbe und Nahversorgung
• in Oggerheim Wohnen, Gewerbe und

medizinische Dienstleistung
• in Ruchheim, Rheingönheim und

Maudach Wohnen
• in der Gartenstadt Wohnen und medizini-

sche Dienstleistungen
• in Mundenheim Wohnen, Nahversorgung

und Gewerbe und
• in Mitte-Süd Wohnen, Gewerbe und

Dienst leistung, Einzelhandel, Bildungs-
und soziale Nutzungen



zeichnet, im Süden schließt sich die Deponie
Hoher Weg an.

Altlastensituation
Die Schadstoffbelastung lässt sich bis ins
Jahr 1893 zurückverfolgen: Damals entstan-
den in der ehemaligen Alcan-Hütte bei der
Pro duktion von Aluminium und Schwe fel -
säure arsen- und bleihaltige Schadstoffe.
Heutzutage müssen Unternehmen solche
Ab fälle umweltgerecht entsorgen, doch
damals wurden sie einfach auf dem Gelände
abgelagert. So wurde das circa 116.000 Qua -
dratmeter große Gelände bis 1932 sukzessi-
ve von Norden her auf eine durchschnittliche
Höhe von circa 3,5 Metern aufgefüllt.
Wegen der bereits eingetretenen Beein -
träch tigung des oberflächennahen Grund -
was sers wurden ab Anfang der 1990er-
Jahre eine Reihe von Boden- und Grund -
was seruntersuchungen durchgeführt. Es
zeigte sich, dass aufgrund der oben genann-
ten Ablagerungshistorie der Untergrund mit
Schwermetallen (vor allem Arsen und Blei)
und organischen Parametern, wie zum

Beispiel Polyzyklischen aromatischen Koh -
len wasserstoffen (PAK) verunreinigt ist. Da
das städtische Gelände unversiegelt war,
hatte im Jahr 2006 die Struktur- und Ge neh -
migungsbehörde Süd (SGD) die Sanierung
der Fläche gefordert.

Sanierungsmaßnahme
Der Stadtrat hatte in seiner Sitzung am 30.
Ok tober 2006 der Altlastensanierungs maß -
nahme zugestimmt. Mit der Altlastensanie -
rungs maßnahme wurde im Oktober 2007 be -
gon nen. Insgesamt wurden rund 100.000 Ku -
bik meter belastete Erde von Süden nach Nor -
den umgelagert. Das um circa 4 Meter auf -
gefüllte Gelände von rund 45.000 Qua drat -
meter Größe wurde anschließend mo del liert
und mit einer Bitumendecke versiegelt. Diese
verhindert, dass Schadstoffe mit dem versi -
ckern den Regenwasser ins Grund wasser ge -
langen. Zur Ortslage Rhein gön heim wurde ein
drei Meter hoher Sicht schutz wall errichtet.
Durch die Sanierungsmaßnahme wurden
rund 56.000 Quadratmeter Fläche altlasten-
frei und stehen einer belastungsfreien Grund -
wasserneubildung ungehindert zur Verfügung
mit dem entsprechenden positiven Effekt für
die ökologische Bilanz.

Zeitplan und Kosten
Die im Oktober 2007 begonnene Sanierung
des Ofenhallendamms wurde im Oktober
2008 abgeschlossen. In Kombination mit den
Arbeiten am Ofenhallendamm wurde der
Brückweggraben im Bereich südlich der Rot -
schlammhalde renaturiert. Es wurden Ver -
rohrungen entfernt und neue Überschwem-
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mungsbereiche geschaffen. Diese Maß nah -
me beläuft sich auf rund eine Million Euro
und wurde vom Land mit Mitteln der Aktion
Blau mit 80 Prozent gefördert.
Der Stadtrat hatte am 30. Oktober 2006 der
Altlastensanierungsmaßnahme in Höhe von
2,3 Millionen Euro zugestimmt. Die Refin an -
zie rung erfolgt über Verkaufserlöse der
Grundstücke und Zuschüsse des Landes.

Aktuelle Nutzung
Auf dem sanierten Gelände befindet sich nach
Sanierungsende der Wertstoffhof Süd des
Wirtschaftsbetriebes Ludwigshafen (WBL).
Darüber hinaus wird das versiegelte Gelände
solartechnisch als Gewerbefläche genutzt.

7.4 Altlastensanierungsprojekt:
Rotschlammhalde

Im Verlauf von zwei Jahren wurde die ehe-
malige Rotschlammhalde auf dem Lud wigs -
ha fener Betriebsgelände der BK Giulini
GmbH saniert. Die Altablagerung wurde ab -
gedichtet, rekultiviert und begrünt, um mög -
liche schädliche Wirkungspfade dauerhaft zu
unterbinden. 2010 hatte die Struk tur- und Ge -

nehmigungsdirektion Süd  den Sanie rungs -
plan für verbindlich erklärt. 

Altlastensituation
Im Jahre 1942 wurde die Errichtung der
„Rot schlammhalde“ von der Gebrüder Giulini
GmbH begonnen. 
Rotschlamm fällt bei der Herstellung von Ton -
erde (wasserhaltiges Aluminiumoxid) aus
Bauxit nach dem so genannten Bayer-Ver -
fahren an. Je nach Herkunft enthält das Bauxit
unterschiedliche Mengen an Schwer metallen,
die überwiegend sehr schwer löslich sind und
als inerte Verbindungen im Rot schlamm ver-
bleiben. Bei Giulini wurde – wie in Deutsch -
land üblich – dem Rot schlamm die darin ent-
haltene Restmenge an Natron lauge entzogen.
Dadurch wurde der Schlamm fester (lehmar-
tige Konsistenz) und bildete nach der Auffül -
lung schnell eine feste „Haut“. Deshalb kam
es auch zu Zeiten der Auffüllung der Halde zu
keinen nennenswerten Staubverwehungen.
Wäh rend der circa 45 Jahre des Betriebs wur-
den etwa 1,9 Millionen Kubikmeter Rot schlamm
aufgetragen. Nach der Aufgabe der Alu mi ni -
um produktion wurde die Halde 1988 stillge-
legt. Seither siedelten sich dort so genannte
Pioniergewächse und verschiedene, zum Teil

229 Umweltbericht 2014

Neuer Wertstoffhof Süd auf dem sanierten
Ofenhallendammgelände

Luftbild Rotschlammhalde: Ausgangszustand



unter Naturschutz stehende Tierarten an –
zum Beispiel der Neuntöter, eine bei uns sel-
ten gewordene Vogelart.
2007 begann die Vorbereitungs- und Kon -
zep tionierungsphase für das Sanie rungs -
pro jekt. 2010 wurde ein mit API (Asmus +
Prabucki Ingenieure) ausgearbeitetes bo -
den schutzrechtliches Sanierungskonzept
von der SGD Süd (Struktur- und Genehmi -
gungs direktion Süd in Neustadt) nach ein-
gehender Prüfung ohne wesentliche Ände-
rungen genehmigt. API ist ein anerkannter
Experte für die Behandlung von Rot -
schlamm ablagerungen.

Sanierungsmaßnahme
Das Sanierungskonzept bestand aus dem
teil weisen Rückbau der vorhandenen Wälle
und ei ner Verdichtung der Ablagerungen im
Becken. Zur Erreichung eines konisch zu lau -
fenden Profils wurde unter anderem das
abgetragene Dammmaterial verwendet. Die
Versiegelung erfolgte durch doppelt ver-
schweißte Kunststoffabdichtungsbahnen von
2,5 Millimetern Stärke mit einer garantierten
Lebensdauer von 50 Jahren. Die darüber ver-
legten Drainagematten dienen der Samm -

lung und Ableitung von überschüssigem Re -
gen wasser, das in einen Ringgraben und von
dort in ein naturnahes Sammel becken gelei-
tet wird, von wo aus es in den Rhein abgeführt
werden kann. Zum Ab schluss wurde eine
circa ein Meter hohe Deck schicht aus unter-
schiedlichen Boden sorten aufgetragen, die
dann begrünt wurde.
Die Projektsteuerung für die Planungs- und
Ingenieurleistungen (Fa. API) sowie die
Sanierungsausführung (Fa. Suden) lag in
Händen der Fa. Environ, die als wissenschaft-
licher Berater vor allem im Bereich
Umweltschutz tätig ist.
Der vorbildlichen, auf Expertenwissen,
Kooperationsbereitschaft und absoluter
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Transparenz gegründeten Zusammenarbeit
der Projektbeteiligten mit Auftraggebern
und Behörden ist es zu verdanken, dass
sowohl das Genehmigungsverfahren als
auch die bautechnische Umsetzung rei-
bungslos abliefen und das Projekt früher als
geplant abgeschlossen werden konnte.
Die Kosten der Sanierung betrugen circa
sechs Millionen Euro.

Das Sanierungsprojekt: Daten und
Fakten im Überblick
Erstes, ausgearbeitetes Konzept zur Sanie -
rung der Rotschlammhalde: Frühjahr 2010
Abschluss des Genehmigungsverfahrens:
August 2010
Rodungsarbeiten: 
Ende Dezember 2010 bis Ende Januar 2011
Baubeginn: Frühjahr 2011
Sanierungsfläche: 110.000 Quadratmeter
Masse an Erdbewegungen: 
400.000 Kubikmeter
Abschluss der Baumaßnahme: 
September 2012
Projektkosten: Sechs Millionen Euro

7.5 Altlastensanierungsprojekt:
Bodenluftsanierung
Altablagerung Frigenstraße

Historie
Im Südwesten von Ludwigshafen an der
Grenze zur Gemarkung Mutterstadt befindet
sich eine circa zwölf Hektar große Altab -
lage rungsfläche, bei der es sich um eine
ehemals von der BASF betriebene Deponie
handelt.

Im Bereich der heutigen Altablagerung be fan -
den sich in der Vergangenheit die so ge nann -
ten „Lang’schen Sandgruben“. Hier wur de in
den 1930er-Jahren Sand und Kies abgebaut.
In der Zeit von 1955 bis 1966 hat die BASF im
Bereich dieser Gruben Bauschutt, Erd aus -
hub, Betriebsmüll, allgemeinen Werksmüll
sowie Kalkrückstände abgelagert. Im Jahre
1959 kaufte die Stadt Ludwigshafen die
Deponiefläche an. Bis 1966 war es der BASF
noch erlaubt die Deponie zu verfüllen.
Im Jahre 1967 wurde ein Bebauungsplan für
die Fläche aufgestellt, der das ehemalige De -
poniegelände als Gewerbegebiet auswies.
Heute befindet sich hier das Ge wer be gebiet
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„Ludwigshafen Maudach-Süd“, in dem seit
circa Anfang der 1970er-Jahre verschiedene
Ge werbebetriebe, eine Sportanlage sowie
ver einzelte Wohngebäude angesiedelt sind.

Gegenüber dem umgebenden Gelände liegt
die ehemalige Deponie 1 bis 1,5 Meter höher,
so dass ihre Abgrenzung insbesondere in
nordöstlicher und südlicher Rich tung auf-
grund der vorliegenden Gelände mor phologie
nachvollzogen werden kann. Die Mächtigkeit
des Abfallkörpers beträgt rund 6,5 Meter und
umfasst circa 780.000 Kubikmeter Abfälle.

Die Oberfläche der Altablagerung ist zu
einem großen Teil durch Schotterungen,
gepflasterten Flächen, Verkehrsflächen mit
Schwarzdecke und durch die Überbauung
abgedeckt beziehungsweise versiegelt.

Altlastensituation
Bereits in den 1980er-Jahren wurden von-
seiten der Stadt Ludwigshafen erste Unter -
suchungen auf dem Standort der ehemali-
gen Deponiefläche durchgeführt. 1998 er -
folgte auf Grundlage des neuen Bundes-
Bodenschutzgesetzes eine flächendecken-
de Detailerkundung.
Seit 2002 wird die ehemalige Deponie ge -
meinsam im Auftrag von Stadt und BASF SE
erkundet und soweit erforderlich saniert.

Die Ablagerungen weisen sowohl organi-
sche als auch anorganische Schadstoff ge -
halte auf. Im Wesentlichen handelt es sich
um leichtflüchtige halogenierte Kohlen was -
ser stoffe (LHKW), aromatische Kohlen was -

ser stoffe (zum Beispiel Benzol), Poly zy -
klische Aromatische Kohlen was ser stoffe
(PAK) und Schwermetalle.

Insbesondere in der Bodenluft wurden Be las -
tun gen nachgewiesen, die einen weiteren
Hand lungsbedarf erforderten. Dieser be grün -
det sich insbesondere durch die Über bau ung
und aktuellen Nutzung des Stand ortes.

Aufgrund der ungeklärten Gefährdungs situ -
ation hinsichtlich der Gefährdungspfade
Boden – Bodenluft – Raumluft – Mensch, for-
derte die damalige Bezirksregierung (heute
SGD Süd) weitere Altlasten er kun dungen.

In den Jahren 2004 und 2005 sorgten die
Stadt und die BASF SE dafür, dass die ehe-
malige Deponie untersucht und ein sicher-
heitstechnisches Gutachten erstellt wird.

Die Sanierungsuntersuchung zeigte im
Wesentlichen ein relevantes Gefähr dungs -
potenzial durch bereichsweise erhöhte
Schad stoffgehalte (Spuren- und Deponie -
gase) in der unter der Bebauung anstehen-
den Bodenluft. Zur Sicherung der vorhande-
nen Gebäude und um auch zukünftig die
Nutzung des Gewerbegebietes zu ermög-
lichen, sind Sanierungsmaßnahmen, die
insbesondere die Gefährdungspfade Boden -
luft – Mensch berücksichtigen, erforderlich.

Bodenluftsanierung
Um auch zukünftig gesunde Wohn- und
Arbeitsverhältnisse gewährleisten zu kön-
nen, wurde im zentralen Bereich der
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Altablagerung im Jahr 2006 eine Pilotanlage
zur kleinräumigen Bodenluftabsaugung und
-sanierung in Betrieb genommen. Durch
das gezielte Absaugen der Bodenluft und
ein begleitendes Boden- und Raumluft mo -
ni toring konnten Planungsgrundlagen für
eine flächendeckende Sanierungsmaß nah me
geschaffen werden.
Gemäß Sanierungsplan vom 20. März 2009
und Sanierungsvertrag vom 4. Oktober 2010
wur de, abgestimmt mit der oberen Bo den -
schutz behörde (SGD Süd), 2012 mit der flä -
chen de cken den Bodenluftsanierung begon-
nen.

Das Bodenluftabsaugsystem besteht aus
Absaugbrunnen, die über ein vorwiegend
unterirdisch verlegtes Rohrleitungssystem
an eine Absauganlage mit entsprechenden
Einrichtungen zur Abluftreinigung ange-
schlossen sind.

Mit dem Aufbau der Sanierungsanlage
wurde im Juni 2012 begonnen. Bis zum
März 2013 wurden folgende Arbeiten abge-
schlossen:

• Erstellen von 31 Doppelabsaugbrunnen:
einem Absaugbrunnen „flach/oben“ bis 3
Me ter und einem Absaugbrunnen
„tief/unten“ bis 7 Meter

• Durchführung von Absaugversuchen an
ausgewählten Absaugbrunnen

• Verlegen von fünf Absaugleitungs -
strängen (circa 1.600 Meter/weitgehend
unter Flur)

• Errichten eines Sammel- und Konden -
sat abscheiderbauwerks auf städtischem
Grundstück

• Installation und Anschluss der Boden -
luft behandlungsanlage mit Pumpen, On -
line-Messtechnik und Aktivkohlefiltern

Im März 2013 erfolgte die Inbetriebnahme der
neuen flächendeckenden Bodenluft sa nie -
rungsanlage. Die lokale Pilotanlage war bis
zu diesem Zeitpunkt in Betrieb und wurde
anschließend abgeschaltet und entfernt.

Von den Tiefbauarbeiten waren unter ande-
rem private Eigentümerinnen und Eigen tümer
sowie Mieterinnen und Mieter betroffen. Die
Arbeiten erfolgten in enger Ab stim mung mit
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den Betroffenen. Aufgrund der Tief bau ar bei -
ten, die auf Privatgrundstücken und auch im
öffentlichen Verkehrsraum durchgeführt wur-
den, mussten seitens der Gewerbetreibenden
sowie der Anwoh nerin nen und Anwohner
Einschränkungen geduldet werden.

Sanierungsbetrieb
Die schadstoffbelastete Bodenluft wird aus
den einzelnen Bodenluftabsaugbrunnen ab -
gesaugt und über fünf Leitungsstränge der
Bo denluftbehandlungsanlage zugeführt. In
dieser Anlage wird die Bodenluft strangwei -
se einer Messeinrichtung zugeführt. Die
rele vanten Schadstoffparameter – Deponie -
gase und Spurengase – werden in der An -
lage kontinuierlich online analysiert.
Parallel werden durch das mit der fachgut-
achterlichen Begleitung der Sanierungs -
maß nahme beauftragte Ingenieurbüro an
den einzelnen Absaugbrunnen und an der
Sanierungsanlage Proben genommen.
Somit ist eine laufende Überwachung der
Bodenluft gegeben, auf deren Basis die
Absaugung durch Zu- und Abschalten von
Ab saugbrunnen und Regelung der Ab saug -
leistung optimiert werden kann.

Gleichzeitig wird ein regelmäßiges Ge bäude-
und Raumluftmonitoring durchgeführt.

Sanierungsziel und Zeitplan
Vorrangiges Ziel der Sanierung ist es, Emis -
sionen aus dem Deponiekörper in die vor-
handene aufstehende Bebauung (Gefahren -
abwehr) dauerhaft zu unterbinden und zu
ge währleisten, dass das Gelände auch
zukünftig als Gewerbegebiet genutzt wer-
den kann.
Die Sanierungszielwerte wurden mit der
Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd
vertraglich festgelegt.
Der Sanierungserfolg wird durch turnusmä-
ßige Beprobungen an den Boden luft ab saug -
brunnen und der Raumluft überprüft.
Die notwendige Dauer des Sanierungs be -
trie bes wird derzeit auf drei bis fünf Jahre
geschätzt. Nach Erreichen der Sanie rungs -
zielwerte wird die Bodenluftabsaugung ein-
gestellt und ein nachsorgendes Bodenluft-
und Raumluftmonitoringprogramm gestar-
tet. Wird in einem zusammenhängenden
Zeitraum von drei Jahren keine Überschrei-
tung der Sanierungszielwerte in der Boden -
luft und in der Raumluft festgestellt, gilt die
Sanierung als abgeschlossen.
In der Vergangenheit und auch zukünftig wer-
den die betroffenen Anwohnerinnen und An -
wohner mit Informationsveranstaltungen und
Ortsterminen über den Sachstand der Bo den -
luftabsaugung informiert. Im Sep tem ber 2013
wurden auf Initiative des Orts bei rates Mau -
dach der Ortsbeirat und die An woh nerinnen
und Anwohner zu einer Be sich ti gung der
Boden luftabsauganlage eingeladen.
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